Ersatzerklärung für die Auszahlung -
zusammenfassende Aufstellung der getätigten Ausgaben gemäß Artikel 2 des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17

AUTONOME PROVINZ BOZEN
Amt für Gemeindenfinanzierung
Landhaus 1, Silvius-Magnago-Platz 1
39100 Bozen
Tel.: 0471 41 11 40, 
gemeindenfinanzierung.finanzalocale@pec.prov.bz.it

Bauvorhaben: _____________________________________________________________________
Finanzierungsgesetz. __________________ Akte Nr. _____________

Die/der Unterfertigte ________________________________________________ in der Eigenschaft als
___________________________________________________________________________________

erklärt
in Kenntnis der strafrechtlichen Verantwortung hinsichtlich von Falscherklärungen gemäß Art. 48 und 76 des D.P.R. Nr. 445/28.12.2000 Folgendes:
A. 1 Finanzierung:
1. dieses Vorhaben ist mit Dekret/Beschluss Nr. ________ vom __________ im Sinne des Landesgesetztes _________________ im Ausmaß von __________________________Euro finanziert worden.

A.2 Die Restfinanzierung erfolgt mit folgenden Mitteln:
1. ______________________________
2. ______________________________
3. ______________________________


B.1 Öffentliche Arbeiten:
1. Es liegt eine Baubeginnmeldung vom _________ vor.
2. Für weitere Auszahlungen sind folgende Ausgaben in Höhe von insgesamt _______________ Euro (MwSt. inbegriffen) getätigt worden: 
	Rechnungs-
stellerIn
	Leistung 
	Rechnung--nr. und -datum
	MwSt.-
Grundlage
	Rechnungs-
Betrag
	Zahlungs-
mandat Nr. vom

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	



3. Es liegen folgende Abnahmebescheinigungen bzw. Bescheinigungen des Bauleiters über die ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten vom _________ in der Höhe von insgesamt ___________Euro vor. 
N.B.: Für die Saldozahlung der gegenständlichen Förderung muss/müssen mit der gegenständlichen Ersatzerklärung die Abnahmebescheinigung/en übermittelt werden. 



B.2 BEI ERWERB VON LIEGENSCHAFTEN, DINGLICHEN RECHTEN USW
1. Es liegt ein Vorvertrag vom _____________ vor.
2. Es liegt ein registrierter Vertrag vom _________ vor (Grundbuchsdekret Nr. ______ vom _________ ausgestellt vom Grundbuchsamt _________.

B.3 BEI TECHNISCHEN SPESEN, BEWEGLICHEN GÜTERN UND ALLEN ANDEREN FINANZIERBAREN INVESTITIONSVORHABEN
1. Es liegt folgende Aufstellung der getätigten Ausgaben in der Höhe von insgesamt __________ Euro (MwSt. inbegriffen) vor
	Rechnungs-
stellerIn
	Leistung
	Rechnung--nr. und -datum
	MwSt.-
Grundlage
	Rechnungs-
Betrag
	Zahlungs-
mandat Nr. vom
	Vordruck F24
vom

	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	



Gesamtbetrag aller Abrechnungsunterlagen: ____________________________ (MwSt. inbegriffen)
	die darin enthaltene MwSt. ist nicht verrechenbar;
oder
	davon verrechenbare Mehrwertsteuer (für mehrwertsteuerrelevante Dienste): ________________ Euro
Die/der Unterfertigte Im Sinne des Artikels 2 Absatz 2/ter des Landesgesetzes 17/93 erklärt, dass die oben angeführten Ausgaben getätigt wurden

und ersucht um die Auszahlung des Beitrages von ___________ Euro. 


	
Kontaktperson (Gemeinde)

	Vorname
	Zuname.......................................................................

	Tel.: 



Im Sinne von Artikel 76 des DPR vom 28.Dezember 2000, Nr.445, werden unwahre Erklärungen und falsche Urkunden sowie deren Gebrauch in den vorgesehenen Fällen nach dem Strafgesetzbuch und den einschlägigen Sondergesetzen geahndet.

Ort und Datum der Unterzeichnung ____________________________

Der gesetzliche Vertreter/die gesetzliche Vertreterin oder Beauftragte
_______________________________________________

Artikel 5 LG 27/1975 und Artikel 5/bis LG 6/1992
Im Falle von Investitionsbeiträgen gemäß Artikel 5 des Landesgesetzes vom 11. Juni 1975, Nr. 27, welche in Anwendung der Richtlinien laut Beschluss der Landesregierung vom 3. März 2020, Nr. 139 gewährt worden sind oder im Falle von Investitionsbeiträgen gemäß Artikel 5/bis, Absatz 2, Buchstabe b) des Landesgesetztes vom 14. Februar 1992, Nr. 6: 
Sollte die Gesamtsumme aller Abrechnungsunterlagen abzüglich der verrechenbaren MwSt. unter den Ausgaben laut Beitragsansuchen liegen, wird der auszuzahlende Beitrag neu berechnet und anteilsmäßig gekürzt.



Information gemäß Art. 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung: Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung ist die Autonome Provinz Bozen, Silvius-Magnago-Platz Nr. 4, Landhaus 3a, 39100, Bozen, E-Mail: generaldirektion@provinz.bz.it
PEC: generaldirektion.direzionegenerale@pec.prov.bz.it
Datenschutzbeauftragte (DSB): Die Kontaktdaten der DSB der Autonomen Provinz Bozen sind folgende: Autonome Provinz Bozen, Landhaus 1, Organisationsamt, Silvius-Magnago-Platz Nr. 1, 39100 Bozen; E-Mail: dsb@provinz.bz.it  PEC: rpd_dsb@pec.prov.bz.it 
Zwecke der Verarbeitung: Die übermittelten Daten werden vom dazu befugten Landespersonal, auch in elektronischer Form, für institutionelle Zwecke in Zusammenhang mit dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, zu dessen Abwicklung sie im Sinne des Landesgesetzes Nr. 27/1975 und Nr. 6/1992 angegeben wurden. Die mit der Verarbeitung betraute Person die Direktorin pro tempore der Abteilung 7 an ihrem Dienstsitz. Die Mitteilung der Daten ist unerlässlich, damit die beantragten Verwaltungsaufgaben erledigt werden können. Wird die Bereitstellung der Daten verweigert, können die eingegangenen Anträge und Anfragen nicht bearbeitet werden. 
Mitteilung und Datenempfänger: Die Daten können folgenden anderen öffentlichen und/oder privaten Rechtsträgern zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen im Rahmen ihrer institutionellen Aufgaben mitgeteilt werden, soweit dies in engem Zusammenhang mit dem eingeleiteten Verwaltungsverfahren erfolgt: dem Südtiroler Gemeindenverband, der Autonomen Region Trentino Südtirol. Die Daten können auch weiteren Rechtsträgern mitgeteilt werden, die Dienstleistungen in Zusammenhang mit der Wartung und Verwaltung des informationstechnischen Systems der Landesverwaltung und/oder der institutionellen Website des Landes, auch durch Cloud Computing, erbringen. Der Cloud Provider Microsoft Italien GmbH, welcher Dienstleister der Office365 Suite ist, hat sich aufgrund des bestehenden Vertrags verpflichtet, personenbezogene Daten nicht außerhalb der Europäischen Union und der Länder des Europäischen Wirtschaftsraums (Norwegen, Island, Lichtenstein) zu übermitteln. Die genannten Rechtsträger handeln entweder als externe Auftragsverarbeiter oder in vollständiger Autonomie als unabhängige Rechtsinhaber.
Verbreitung: Ist die Verbreitung der Daten unerlässlich, um bestimmte von der geltenden Rechtsordnung vorgesehene Veröffentlichungspflichten zu erfüllen, bleiben die von gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Garantien zum Schutz der personenbezogenen Daten der betroffenen Person unberührt. Dauer: Die Daten werden so lange gespeichert, als sie zur Erfüllung der in den Bereichen Abgaben, Buchhaltung und Verwaltung geltenden rechtlichen Verpflichtungen benötigt werden.
Rechte der betroffenen Person: Gemäß den geltenden Bestimmungen erhält die betroffene Person auf Antrag jederzeit Zugang zu den sie betreffenden Daten und es steht ihr das Recht auf Berichtigung oder Vervollständigung unrichtiger bzw. unvollständiger Daten zu; sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind, kann sie sich der Verarbeitung widersetzen oder die Löschung der Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung verlangen. Im letztgenannten Fall dürfen die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Einschränkung der Verarbeitung sind, von ihrer Speicherung abgesehen, nur mit Einwilligung der betroffenen Person, zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen des Verantwortlichen, zum Schutz der Rechte Dritter oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses verarbeitet werden. 
Das entsprechende Antragsformular steht auf der Webseite http://www.provinz.bz.it/de/transparente-verwaltung/zusaetzliche-infos.asp zur Verfügung. 
Rechtsbehelfe: Erhält die betroffene Person auf ihren Antrag nicht innerhalb von 30 Tagen nach Eingang − diese Frist kann um weitere 60 Tage verlängert werden, wenn dies wegen der Komplexität oder wegen der hohen Anzahl von Anträgen erforderlich ist – eine Rückmeldung, kann sie Beschwerde bei der Datenschutzbehörde oder Rekurs bei Gericht einlegen.

Die betroffene Person hat Einsicht in die Information über die Verarbeitung der personenbezogenen Daten genommen.
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